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In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen d.

HOFELE-Design GmbH, Fronäckerstraße 44, 71063 Sindelfingen, vertreten durch die Geschäftsführer Dr.
████████████, ███████████████ und ████████████████████
Registergericht: Amtsgericht Stuttgart Registergericht Register-Nr.: HRB 785404
- Schuldnerin -
Verfahrensbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Dr. █████████████████, ███████████████████████████████████
|
Die Vergütung und die zu erstattenden Auslagen des vorläufigen Insolvenzverwalters Rechtsanwalt Sebastian
Krapohl, Augustenstraße 1, 70178 Stuttgart, wurden festgesetzt. Der vollständige Beschluss und die
Antragsunterlagen können durch Verfahrensbeteiligte auf der Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts
eingesehen werden. Gemäß § 64 Absatz 2 InsO sind die festgesetzten Beträge nicht zu veröffentlichen.
Festgesetzt wurden:

Vergütung
zuzüglich 19 % Umsatzsteuer

zu erstattende Auslagen
zuzüglich 19 % Umsatzsteuer

Endbetrag
Dem vorläufigen Insolvenzverwalter wird gestattet, den Betrag in Höhe von BETRAG Euro der
Insolvenzmasse zu entnehmen.

Gründe:

Die Festsetzung der Vergütung und der Auslagen, einschließlich Umsatzsteuer, erfolgt gemäß Antrag des
vorläufigen Insolvenzverwalters vom 04.06.2024.
Bei der Festsetzung der Vergütung war von dem der vorläufigen Insolvenzverwaltung unterliegenden
Vermögenswert in Höhe von 7.332.895,92 EUR auszugehen. Grundsätzlich orientiert sich die Bewertung der
einbezogenen Vermögensgegenstände an den Zeitwerten, die aufgrund aktueller Gutachten bestimmt worden
sind. Des Weiteren werden die Werte von stichtagsbezogenen (per Insolvenzeröffnung) Inventuren zugrunde
gelegt. Im vorliegenden Verfahren wurde am 01.02.2024 ein Kaufvertrag über die wesentlichen
Vermögensassets der Schuldnerin abgeschlossen. Die Kaufpreise für die einzelnen Assets werden der



Berechnungsgrundlage zugrunde gelegt. Dabei waren folgende Vermögenspositionen zu berücksichtigen:
Immaterielle Vermögenswerte, Betriebs- und Geschäftsausstattung, Fuhrpark, Umlaufvermögen,  Vorräte,
Fahrzeuge des Umlaufvermögens, Forderungen aus dem Zeitraum vor Antragstellung, Sonstige Einnahmen,
Guthaben bei Kreditinstituten.
Der vorläufige Insolvenzverwalter beantragt eine Erhöhung des Regelsatzes um 110 %.
Auf die ausführliche Begründung in seinem Antrag vom 04.06.2024 wird Bezug genommen.
Die Regelvergütung war gemäß §§ 63 Abs. 3 InsO, 10, 11, 2 Abs. 1 der Insolvenzrechtlichen
Vergütungsverordnung (InsVV) in Höhe von BETRAG EUR festzusetzen.
Es war ein Übersteigen des Regelsatzes um 100 % gerechtfertigt. 
Bei diesem Antragsverfahren handelt es sich um ein Verfahren, das erheblich über dem Zuschnitt eines
Normalverfahrens liegt. Der Aufwand und die Anforderungen an den vorläufigen Insolvenzverwalter lagen
sowohl qualitativ als auch quantitativ erheblich über denen eines Normalverfahrens, so dass gem. §§ 3, 10
InsVV Zuschläge auf die Regelvergütung festgesetzt werden konnten. 
Zuschläge wurden festgesetzt für die Betriebsfortführung, Sonderthemen, Arbeitnehmerangelegenheiten bei
39 Arbeitnehmern, für die Vorfinanzierung von Insolvenzgeld, Bearbeitung Einspruchsverfahren, für den
Investorenprozess/Sanierungsbemühungen, für das Gläubigermanagement und für die Zusammenarbeit und
die Information des Gläubigerausschusses.
Die Summe der einzelnen zu berücksichtigenden Zuschläge beträgt 125 %, der vorläufige Insolvenzverwalter
beantragt infolge einzelner Überschneidungstatbestände die Festsetzung einer Erhöhung von 110 %. 
Für die Erhöhung des Regelsatzes der Vergütung nach § 3 InsVV ist nach der ständigen Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs eine Gesamtbetrachtung und Gesamtwürdigung aller maßgebenden Umstände
entscheidend, die unter Berücksichtigung von Überschneidungen in einer auf das Ganze bezogenen
Angemessenheitsbetrachtung den Gesamtzuschlag bestimmen (BGH, Beschluss vom 07.07.2011 -IX ZB 61/08-).
Es folgt keine gesonderte Festsetzung der einzelnen Zu- und Abschläge. Auch wenn einzelne Zu- und
Abschagstatbestände dargelegt werden, muss anschließend in einer Gesamtschau nach einer
Angemessenheitsbetrachtung die Festsetzung des Gesamtzuschlags erfolgen (BGH, Beschluss vom 11.05.2006 -
IX ZB 249/04-).
Unter Berücksichtigung des Arbeitsaufwands und der Erschwernisse in diesem Verfahren ist eine Erhöhung
von 100 % gerechtfertigt, so dass eine Gesamtnettovergütung von 125 % festgesetzt wird. Der darüber
hinausgehende Antrag auf Festsetzungen eines Zuschlags von weiteren 10 % war daher zurückzuweisen.
Die Umsatzsteuer war gem. §§ 10, 7 InsVV in der derzeit gültigen Höhe von 19 % hinzuzusetzen.
Der Berechnung der Auslagenpauschale gem. § 8 Abs. 3 InsVV wurde eine Regelvergütung in Höhe von
BETRAG EUR zugrunde gelegt.
Die Auslagenpauschale von 15 % der Regelvergütung für das erste Jahr der Tätigkeit sowie von 10 % für jedes
weitere Jahr gem. § 8 Abs. 3 InsVV wurde - unter Beachtung der maximalen Monatspauschale in Höhe von
350,00 EUR und der Höchstgrenze des § 8 Abs. 3 Satz 2 InsVV - festgesetzt. 
Die Umsatzsteuer war gem. § 7 InsVV in der derzeit gültigen Höhe von 19 % hinzuzusetzen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

 
Gegen die Entscheidung kann entweder das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde (im Folgenden:
Beschwerde) oder der Rechtsbehelf der Erinnerung eingelegt werden. 

Beschwerde:
Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 Euro übersteigt.

Die Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen bei dem

Amtsgericht Stuttgart



Hauffstraße 5
70190 Stuttgart

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Verkündung der Entscheidung oder, wenn diese nicht verkündet wird, mit deren
Zustellung beziehungsweise mit der wirksamen öffentlichen Bekanntmachung gemäß § 9 InsO im Internet
(www.insolvenzbekanntmachungen.de). Die öffentliche Bekanntmachung genügt zum Nachweis der
Zustellung an alle Beteiligten, auch wenn die InsO neben ihr eine besondere Zustellung vorschreibt, § 9 Abs. 3
InsO. Sie gilt als bewirkt, sobald nach dem Tag der Veröffentlichung zwei weitere Tage verstrichen sind, § 9
Abs. 1 Satz 3 InsO. Für den Fristbeginn ist das zuerst eingetretene Ereignis (Verkündung, Zustellung oder
wirksame öffentliche Bekanntmachung) maßgeblich.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genannten
Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist ist
jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwaltliche
Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.
Die Beschwerde ist von dem Beschwerdeführer oder seinem Bevollmächtigten zu unterzeichnen.
Die Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung sowie die Erklärung enthalten,
dass Beschwerde gegen diese Entscheidung eingelegt werde.

Erinnerung:
Wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 Euro nicht übersteigt, kann der Rechtsbehelf der
Erinnerung eingelegt werden.

Die Erinnerung ist binnen einer Frist von zwei Wochen bei dem

Amtsgericht Stuttgart
Hauffstraße 5
70190 Stuttgart

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Verkündung der Entscheidung oder, wenn diese nicht verkündet wird, mit deren
Zustellung beziehungsweise mit der wirksamen öffentlichen Bekanntmachung gemäß § 9 InsO im Internet
(www.insolvenzbekanntmachungen.de). Die öffentliche Bekanntmachung genügt zum Nachweis der
Zustellung an alle Beteiligten, auch wenn die InsO neben ihr eine besondere Zustellung vorschreibt, § 9 Abs. 3
InsO. Sie gilt als bewirkt, sobald nach dem Tag der Veröffentlichung zwei weitere Tage verstrichen sind, § 9
Abs. 1 Satz 3 InsO. Für den Fristbeginn ist das zuerst eingetretene Ereignis (Verkündung, Zustellung oder
wirksame öffentliche Bekanntmachung) maßgeblich.

Die Erinnerung ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genannten
Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist ist
jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem genannten Gericht eingeht. Eine anwaltliche
Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Die Erinnerungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung sowie die Erklärung enthalten,
dass Erinnerung gegen diese Entscheidung eingelegt werde.
|



Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingelegt werden. Eine Einlegung per E-Mail ist
nicht zulässig. Wie Sie bei Gericht elektronisch einreichen können, wird auf www.ejustice-bw.de beschrieben.

Schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder
durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zu Erfüllung ihrer öffentlichen
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument zu
übermitteln. Ist dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt die Übermittlung nach den
allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder
unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen.
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